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Legende:  

Exzerpiert und wiedergegeben werden nur diejenigen Normen aus dem BRD- und EU-Recht 

(etwa GG und dem einfachen Recht (etwa AtG)), die im Rahmen der Begründetheit der Ver-

fassungsbeschwerde(n) relevant waren. Normen mit Relevanz im Rahmen der Zulässigkeit 

werden demzufolge nicht wiedergegeben. 

Beim Atomgesetz sind die für verfassungswidrig erklärten Bestimmungen kursiv wiedergege-

ben – siehe auch „Fußnote“. 
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A. EU-Recht - Primärrecht 

I. Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft (EAGV) 

Art. 86 

Die besonderen spaltbaren Stoffe sind Eigentum der Gemeinschaft.  

Das Eigentumsrecht der Gemeinschaft umfaßt alle besonderen spaltbaren Stoffe, die von  

einem Mitgliedstaat, einer Person oder einem Unternehmen erzeugt oder eingeführt werden 

und der in Kapitel VII vorgesehenen Sicherheitsüberwachung unterliegen. 

 

Art. 87 

Die Mitgliedstaaten, Personen oder Unternehmen haben an den besonderen spaltbaren  

Stoffen, die ordnungsgemäß in ihren Besitz gelangt sind, das unbeschränkte Nutzungs- und  

Verbrauchsrecht, soweit nicht für sie Verpflichtungen aus diesem Vertrag, insbesondere  

bezüglich der Sicherheitsüberwachung, des Bezugsrechts der Agentur und des Gesund-

heitsschutzes, entgegenstehen. 

 

II. Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) 

Art. 194 

(1) Die Energiepolitik der Union verfolgt im Geiste der Solidarität zwischen den Mitgliedstaa-

ten im Rahmen der Verwirklichung oder des Funktionierens des Binnenmarkts und unter 

Berücksichtigung der Notwendigkeit der Erhaltung und Verbesserung der Umwelt folgende 

Ziele: 

a)  Sicherstellung des Funktionierens des Energiemarkts; 

b)  Gewährleistung der Energieversorgungssicherheit in der Union; 

c)  Förderung der Energieeffizienz und von Energieeinsparungen sowie Entwicklung 

neuer und erneuerbarer Energiequellen und 

d)  Förderung der Interkonnektion der Energienetze. 
 

(2) Unbeschadet der Anwendung anderer Bestimmungen der Verträge erlassen das Euro-

päische Parlament und der Rat gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren die Maß-

nahmen, die erforderlich sind, um die Ziele nach Absatz 1 zu verwirklichen. Der Erlass dieser 

Maßnahmen erfolgt nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses und des Aus-

schusses der Regionen. 
 

Diese Maßnahmen berühren unbeschadet des Artikels 192 Absatz 2 Buchstabe c nicht das 

Recht eines Mitgliedstaats, die Bedingungen für die Nutzung seiner Energieressourcen, 

seine Wahl zwischen verschiedenen Energiequellen und die allgemeine Struktur seiner 

Energieversorgung zu bestimmen. 
 

(3) Abweichend von Absatz 2 erlässt der Rat die darin genannten Maßnahmen gemäß ei-

nem besonderen Gesetzgebungsverfahren einstimmig nach Anhörung des Europäischen 

Parlaments, wenn sie überwiegend steuerlicher Art sind. 
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B. BRD-Recht 

I. Primärrecht - Grundgesetz (GG) 

Art. 2 

(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die 

Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sitten-

gesetz verstößt. 
 

(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die Freiheit der Person 

ist unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden. 

 

Art. 3 

(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich. 
 

(2) Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fördert die tatsächliche Durchset-

zung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern und wirkt auf die Beseitigung beste-

hender Nachteile hin. 
 

(3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner 

Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen 

Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden. Niemand darf wegen seiner Behinde-

rung benachteiligt werden. 

 

Art. 12 

(1) Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und Ausbildungsstätte frei zu wäh-

len. Die Berufsausübung kann durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes geregelt wer-

den. 
 

(2) Niemand darf zu einer bestimmten Arbeit gezwungen werden, außer im Rahmen einer 

herkömmlichen allgemeinen, für alle gleichen öffentlichen Dienstleistungspflicht. 
 

(3) Zwangsarbeit ist nur bei einer gerichtlich angeordneten Freiheitsentziehung zulässig. 

 

Art. 14 

(1) Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleistet. Inhalt und Schranken werden 

durch die Gesetze bestimmt. 
 

(2) Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen. 
 

(3) Eine Enteignung ist nur zum Wohle der Allgemeinheit zulässig. Sie darf nur durch Gesetz 

oder auf Grund eines Gesetzes erfolgen, das Art und Ausmaß der Entschädigung regelt. 

Die Entschädigung ist unter gerechter Abwägung der Interessen der Allgemeinheit und der 

Beteiligten zu bestimmen. Wegen der Höhe der Entschädigung steht im Streitfalle der 

Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten offen. 
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Art. 19 

(1) Soweit nach diesem Grundgesetz ein Grundrecht durch Gesetz oder auf Grund eines 

Gesetzes eingeschränkt werden kann, muß das Gesetz allgemein und nicht nur für den 

Einzelfall gelten. Außerdem muß das Gesetz das Grundrecht unter Angabe des Artikels 

nennen. 
 

(2) In keinem Falle darf ein Grundrecht in seinem Wesensgehalt angetastet werden. 
 

(3) Die Grundrechte gelten auch für inländische juristische Personen, soweit sie ihrem We-

sen nach auf diese anwendbar sind. 
 

(4) Wird jemand durch die öffentliche Gewalt in seinen Rechten verletzt, so steht ihm der 

Rechtsweg offen. Soweit eine andere Zuständigkeit nicht begründet ist, ist der ordentliche 

Rechtsweg gegeben. Artikel 10 Abs. 2 Satz 2 bleibt unberührt. 

 

Art 20a 

Der Staat schützt auch in Verantwortung für die künftigen Generationen die natürlichen Le-

bensgrundlagen und die Tiere im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung durch die Ge-

setzgebung und nach Maßgabe von Gesetz und Recht durch die vollziehende Gewalt und 

die Rechtsprechung. 

 

Art 76 

(1) Gesetzesvorlagen werden beim Bundestage durch die Bundesregierung, aus der Mitte 

des Bundestages oder durch den Bundesrat eingebracht. 
 

(2) Vorlagen der Bundesregierung sind zunächst dem Bundesrat zuzuleiten. Der Bundesrat 

ist berechtigt, innerhalb von sechs Wochen zu diesen Vorlagen Stellung zu nehmen. Ver-

langt er aus wichtigem Grunde, insbesondere mit Rücksicht auf den Umfang einer Vorlage, 

eine Fristverlängerung, so beträgt die Frist neun Wochen. Die Bundesregierung kann eine 

Vorlage, die sie bei der Zuleitung an den Bundesrat ausnahmsweise als besonders eilbe-

dürftig bezeichnet hat, nach drei Wochen oder, wenn der Bundesrat ein Verlangen nach 

Satz 3 geäußert hat, nach sechs Wochen dem Bundestag zuleiten, auch wenn die Stellung-

nahme des Bundesrates noch nicht bei ihr eingegangen ist; sie hat die Stellungnahme des 

Bundesrates unverzüglich nach Eingang dem Bundestag nachzureichen. Bei Vorlagen zur 

Änderung dieses Grundgesetzes und zur Übertragung von Hoheitsrechten nach Artikel 23 

oder Artikel 24 beträgt die Frist zur Stellungnahme neun Wochen; Satz 4 findet keine An-

wendung. 
 

(3) Vorlagen des Bundesrates sind dem Bundestag durch die Bundesregierung innerhalb 

von sechs Wochen zuzuleiten. Sie soll hierbei ihre Auffassung darlegen. Verlangt sie aus 

wichtigem Grunde, insbesondere mit Rücksicht auf den Umfang einer Vorlage, eine Frist-

verlängerung, so beträgt die Frist neun Wochen. Wenn der Bundesrat eine Vorlage aus-

nahmsweise als besonders eilbedürftig bezeichnet hat, beträgt die Frist drei Wochen oder, 

wenn die Bundesregierung ein Verlangen nach Satz 3 geäußert hat, sechs Wochen. Bei 

Vorlagen zur Änderung dieses Grundgesetzes und zur Übertragung von Hoheitsrechten 
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nach Artikel 23 oder Artikel 24 beträgt die Frist neun Wochen; Satz 4 findet keine Anwen-

dung. Der Bundestag hat über die Vorlagen in angemessener Frist zu beraten und Beschluß 

zu fassen. 

 

II. Sekundärrecht 

1. Gesetz über die friedliche Verwendung der Kernenergie und den Schutz gegen 

ihre Gefahren (Atomgesetz (AtG) 

a) Genehmigung von Anlagen (vor allem § 7 Abs. 1) 

Genehmigung von Anlagen (§ 7) 

(1) Wer eine ortsfeste Anlage zur Erzeugung oder zur Bearbeitung oder Verarbeitung oder 

zur Spaltung von Kernbrennstoffen oder zur Aufarbeitung bestrahlter Kernbrennstoffe er-

richtet, betreibt oder sonst innehat oder die Anlage oder ihren Betrieb wesentlich verändert, 

bedarf der Genehmigung. Für die Errichtung und den Betrieb von Anlagen zur Spaltung von 

Kernbrennstoffen zur gewerblichen Erzeugung von Elektrizität und von Anlagen zur Aufar-

beitung bestrahlter Kernbrennstoffe werden keine Genehmigungen erteilt. Dies gilt nicht für 

wesentliche Veränderungen von Anlagen oder ihres Betriebs. 
 

[Abs. 1 a) – d)] 
 

(1e) (weggefallen) 
 

(2) Die Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn 
 

1. keine Tatsachen vorliegen, aus denen sich Bedenken gegen die Zuverlässigkeit des An-

tragstellers und der für die Errichtung, Leitung und Beaufsichtigung des Betriebs der Anlage 

verantwortlichen Personen ergeben, und die für die Errichtung, Leitung und Beaufsichtigung 

des Betriebs der Anlage verantwortlichen Personen die hierfür erforderliche Fachkunde be-

sitzen, 
 

2. gewährleistet ist, daß die bei dem Betrieb der Anlage sonst tätigen Personen die notwen-

digen Kenntnisse über einen sicheren Betrieb der Anlage, die möglichen Gefahren und die 

anzuwendenden Schutzmaßnahmen besitzen, 
 

3. die nach dem Stand von Wissenschaft und Technik erforderliche Vorsorge gegen Schä-

den durch die Errichtung und den Betrieb der Anlage getroffen ist, 
 

4. die erforderliche Vorsorge für die Erfüllung gesetzlicher Schadensersatzverpflichtungen 

getroffen ist, 
 

5. der erforderliche Schutz gegen Störmaßnahmen oder sonstige Einwirkungen Dritter ge-

währleistet ist, 
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6. überwiegende öffentliche Interessen, insbesondere im Hinblick auf die Umweltauswirkun-

gen, der Wahl des Standorts der Anlage nicht entgegenstehen. 
 

(2a) (weggefallen) 
 

(3) Die Stillegung einer Anlage nach Absatz 1 Satz 1 sowie der sichere Einschluß der end-

gültig stillgelegten Anlage oder der Abbau der Anlage oder von Anlagenteilen bedürfen der 

Genehmigung. Absatz 2 gilt sinngemäß. Eine Genehmigung nach Satz 1 ist nicht erforder-

lich, soweit die geplanten Maßnahmen bereits Gegenstand einer Genehmigung nach Ab-

satz 1 Satz 1 oder Anordnung nach § 19 Abs. 3 gewesen sind. 
 

(4) Im Genehmigungsverfahren sind alle Behörden des Bundes, der Länder, der Gemeinden 

und der sonstigen Gebietskörperschaften zu beteiligen, deren Zuständigkeitsbereich berührt 

wird. Bestehen zwischen der Genehmigungsbehörde und einer beteiligten Bundesbehörde 

Meinungsverschiedenheiten, so hat die Genehmigungsbehörde die Weisung des für die 

kerntechnische Sicherheit und den Strahlenschutz zuständigen Bundesministeriums einzu-

holen. Im übrigen wird das Genehmigungsverfahren nach den Grundsätzen der §§ 8, 10 

Abs. 1 bis 4, 6 bis 8, 10 Satz 2 und des § 18 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes durch 

Rechtsverordnung geregelt; dabei kann vorgesehen werden, dass bei der Prüfung der Um-

weltverträglichkeit der insgesamt zur Stilllegung, zum sicheren Einschluss oder zum Abbau 

von Anlagen zur Spaltung von Kernbrennstoffen oder von Anlagenteilen geplanten Maßnah-

men von einem Erörterungstermin abgesehen werden kann. 
 

(5) Für ortsveränderliche Anlagen gelten die Absätze 1, 2 und 4 entsprechend. […] 
 

(6) § 14 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes gilt sinngemäß für Einwirkungen, die von 

einer genehmigten Anlage auf ein anderes Grundstück ausgehen. 

 

b) Erlöschen der Berechtigung zum Leistungsbetrieb (vor allem § 7 Abs. 1a ff. und 

Anlage 3 Spalte 2 ) 

§ 7 

[Abs. 1] 

(1a) Die Berechtigung zum Leistungsbetrieb einer Anlage zur Spaltung von Kernbrennstof-

fen zur gewerblichen Erzeugung von Elektrizität erlischt, wenn die in Anlage 3 Spalte 2 für 

die Anlage aufgeführte Elektrizitätsmenge oder die sich auf Grund von Übertragungen nach 

Absatz 1b ergebende Elektrizitätsmenge erzeugt ist, jedoch spätestens 
 

1. mit Ablauf des 6. August 2011 für die Kernkraftwerke Biblis A, Neckarwestheim 1, Biblis 

B, Brunsbüttel, Isar 1, Unterweser, Philippsburg 1 und Krümmel, 
 

2. mit Ablauf des 31. Dezember 2015 für das Kernkraftwerk Grafenrheinfeld, 
 

3. mit Ablauf des 31. Dezember 2017 für das Kernkraftwerk Gundremmingen B, 
 

4. mit Ablauf des 31. Dezember 2019 für das Kernkraftwerk Philippsburg 2, 
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5. mit Ablauf des 31. Dezember 2021 für die Kernkraftwerke Grohnde, Gundremmingen C 

und Brokdorf, 
 

6. mit Ablauf des 31. Dezember 2022 für die Kernkraftwerke Isar 2, Emsland und Neckar-

westheim 2. 
 

Die Erzeugung der in Anlage 3 Spalte 2 aufgeführten Elektrizitätsmengen ist durch ein 

Messgerät zu messen. […] 
 

(1b) Elektrizitätsmengen nach Anlage 3 Spalte 2 können ganz oder teilweise von einer An-

lage auf eine andere Anlage übertragen werden, wenn die empfangende Anlage den kom-

merziellen Leistungsbetrieb später als die abgebende Anlage begonnen hat. Elektrizitäts-

mengen können abweichend von Satz 1 auch von einer Anlage übertragen werden, die den 

kommerziellen Leistungsbetrieb später begonnen hat, wenn das Bundesministerium für Um-

welt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit im Einvernehmen mit dem Bundeskanzleramt 

und dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie der Übertragung zugestimmt hat. 

Die Zustimmung nach Satz 2 ist nicht erforderlich, wenn die abgebende Anlage den Leis-

tungsbetrieb dauerhaft einstellt und ein Antrag nach Absatz 3 Satz 1 zur Stilllegung der 

Anlage gestellt worden ist. Elektrizitätsmengen nach Anlage 3 Spalte 2 können von Anlagen 

nach Absatz 1a Satz 1 Nummer 1 bis 6 auch nach Erlöschen der Berechtigung zum Leis-

tungsbetrieb nach den Sätzen 1 bis 3 übertragen werden. 
 

(1c) Der Genehmigungsinhaber hat der zuständigen Behörde 

1. monatlich die im Sinne des Absatzes 1a in Verbindung mit der Anlage 3 Spalte 2 im 

Vormonat erzeugten Elektrizitätsmengen mitzuteilen, 
 

2. die Ergebnisse der Überprüfungen und die Bescheinigungen nach Absatz 1a Satz 3 bin-

nen eines Monats nach deren Vorliegen vorzulegen, 
 

3. die zwischen Anlagen vorgenommenen Übertragungen nach Absatz 1b binnen einer Wo-

che nach Festlegung der Übertragung mitzuteilen. 

[…] 
 

(1d) Für das Kernkraftwerk Mülheim-Kärlich gelten Absatz 1a Satz 1, Absatz 1b Satz 1 bis 

3 und Absatz 1c Satz 1 Nr. 3 mit der Maßgabe, dass die in Anlage 3 Spalte 2 aufgeführte 

Elektrizitätsmenge nur nach Übertragung auf die dort aufgeführten Kernkraftwerke in diesen 

produziert werden darf. 
 

[Abs. 1e) – 6] 
 

Fußnote 

§ 7 Abs. 1a Satz 1 u. 2: IdF d. Art. 1 Nr. 1 Buchst. a G v. 31.7.2011 I 1704 mWv 6.8.2011; 

nach Maßgabe der Entscheidungsformel mit GG (100-1) unvereinbar gem. BVerfGE v. 

6.12.2016 I 3451 (1 BvR 2821/11 u. a.) 
 

§ 7 Abs. 1b Satz 1: IdF d. Art. 1 Nr. 1 Buchst. b G v. 8.12.2010 I 1814 mWv 14.12.2010 u. 

d. Art. 1 Nr. 1 Buchst. b DBuchst. aa G v. 31.7.2011 I 1704 mWv 6.8.2011; nach Maßgabe 
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der Entscheidungsformel mit GG (100-1) unvereinbar gem. BVerfGE v. 6.12.2016 I 3451 (1 

BvR 2821/11 u. a.) 
 

§ 7 Abs. 1b Satz 4: Eingef. durch Art. 1 Nr. 1 Buchst. b DBuchst. bb G v. 31.7.2011 I 1704 

mWv 6.8.2011; nach Maßgabe der Entscheidungsformel mit GG (100-1) unvereinbar gem. 

BVerfGE v. 6.12.2016 I 3451 (1 BvR 2821/11 u. a.) 
 

§ 7 Abs. 1c Satz 1 Nr. 1: IdF d. Art. 1 Nr. 1 Buchst. c DBuchst. aa G v. 8.12.2010 I 1814 

mWv 14.12.2010 u. d. Art. 1 Nr. 1 Buchst. c DBuchst. aa G v. 31.7.2011 I 1704 mWv 

6.8.2011; nach Maßgabe der Entscheidungsformel mit GG (100-1) unvereinbar gem. BVer-

fGE v. 6.12.2016 I 3451 (1 BvR 2821/11 u. a.) 
 

§ 7 Abs. 1c Satz 4: IdF d. Art. 1 Nr. 1 Buchst. c DBuchst. bb G v. 31.7.2011 I 1704 mWv 

6.8.2011; nach Maßgabe der Entscheidungsformel mit GG (100-1) unvereinbar gem. BVer-

fGE v. 6.12.2016 I 3451 (1 BvR 2821/11 u. a.) 

 

Link: Elektrizitätsmengen nach § 7 Absatz 1a (Anlage 3 (zu § 7 Absatz 1a)) 

 

c) Inhaltliche Beschränkungen, Auflagen, Widerruf (§ 17) 

Inhaltliche Beschränkungen, Auflagen, Widerruf, Bezeichnung als Inhaber einer 

Kernanlage (§ 17) 

(1) […] Sie können zur Erreichung der in § 1 bezeichneten Zwecke inhaltlich beschränkt und 

mit Auflagen verbunden werden. Soweit es zur Erreichung der in § 1 Nr. 2 und 3 bezeich-

neten Zwecke erforderlich ist, sind nachträgliche Auflagen zulässig. Genehmigungen, mit 

Ausnahme derjenigen nach § 7, sowie allgemeine Zulassungen können befristet werden. 
 

(2) Genehmigungen und allgemeine Zulassungen können zurückgenommen werden, wenn 

eine ihrer Voraussetzungen bei der Erteilung nicht vorgelegen hat. 
 

(3) Genehmigungen und allgemeine Zulassungen können widerrufen werden, wenn 
 

1. von ihnen innerhalb von zwei Jahren kein Gebrauch gemacht worden ist, soweit nicht die 

Genehmigung oder allgemeine Zulassung etwas anderes bestimmt, 
 

2. eine ihrer Voraussetzungen später weggefallen ist und nicht in angemessener Zeit Abhilfe 

geschaffen wird oder 
 

3. gegen die Vorschriften dieses Gesetzes oder der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 

Rechtsverordnungen, gegen die hierauf beruhenden Anordnungen und Verfügungen der 

Aufsichtsbehörden oder gegen die Bestimmungen des Bescheids über die Genehmigung 

oder allgemeine Zulassung erheblich oder wiederholt verstoßen oder wenn eine nachträgli-

che Auflage nicht eingehalten worden ist und nicht in angemessener Zeit Abhilfe geschaffen 

wird, 
 

https://www.gesetze-im-internet.de/atg/anlage_3.html
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4. auch nach Setzung einer angemessenen Nachfrist ein ordnungsgemäßer Nachweis nach 

§ 9a Abs. 1a bis 1e nicht vorgelegt wird oder auch nach Setzung einer angemessenen 

Nachfrist keine Ergebnisse der nach § 19a Abs. 1 durchzuführenden Sicherheitsüberprü-

fung vorgelegt werden. 
 

(4) Genehmigungen sind zu widerrufen, wenn die Deckungsvorsorge nicht der Festsetzung 

nach § 13 Abs. 1 entspricht und der zur Deckungsvorsorge Verpflichtete eine der Festset-

zung entsprechende Deckungsvorsorge nicht binnen einer von der Verwaltungsbehörde 

festzusetzenden angemessenen Frist nachweist. 
 

(5) Genehmigungen oder allgemeine Zulassungen sind außerdem zu widerrufen, wenn dies 

wegen einer erheblichen Gefährdung der Beschäftigten, Dritter oder der Allgemeinheit er-

forderlich ist und nicht durch nachträgliche Auflagen in angemessener Zeit Abhilfe geschaf-

fen werden kann. 

[…] 

 

d) Staatliche Aufsicht (§ 19) 

Staatliche Aufsicht (§ 19) 

(1) Der Umgang und Verkehr mit radioaktiven Stoffen, die Errichtung, der Betrieb und der 

Besitz von Anlagen der in den §§ 7 und 11 Abs. 1 Nr. 2 bezeichneten Art, der Umgang und 

Verkehr mit Anlagen, Geräten und Vorrichtungen der in § 11 Abs. 1 Nr. 3 bezeichneten Art, 

die Beförderung dieser Stoffe, Anlagen, Geräte und Vorrichtungen, der zweckgerichtete Zu-

satz radioaktiver Stoffe und die Aktivierung von Stoffen, soweit hierfür Anforderungen nach 

diesem Gesetz oder auf Grund einer Rechtsverordnung nach diesem Gesetz bestehen, so-

wie Arbeiten nach § 11 Abs. 1 Nr. 7 unterliegen der staatlichen Aufsicht. Die Aufsichtsbe-

hörden haben insbesondere darüber zu wachen, daß nicht gegen die Vorschriften dieses 

Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, die hierauf 

beruhenden Anordnungen und Verfügungen der Aufsichtsbehörden und die Bestimmungen 

des Bescheids über die Genehmigung oder allgemeine Zulassung verstoßen wird und daß 

nachträgliche Auflagen eingehalten werden. Auf die Befugnisse und Obliegenheiten der Auf-

sichtsbehörden finden die Vorschriften des § 139b der Gewerbeordnung entsprechende An-

wendung. Das für die kerntechnische Sicherheit und den Strahlenschutz zuständige Bun-

desministerium kann die ihm von den nach den §§ 22 bis 24 zuständigen Behörden über-

mittelten Informationen, die auf Verstöße gegen Ein- und Ausfuhrvorschriften dieses Geset-

zes oder der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, gegen die hie-

rauf beruhenden Anordnungen und Verfügungen der Aufsichtsbehörden oder gegen die 

Bestimmungen des Bescheids über die Genehmigung hinweisen, an das Bundesministe-

rium des Innern übermitteln, soweit dies für die Wahrnehmung der Aufgaben des Bundes-

kriminalamtes bei der Verfolgung von Straftaten im Außenwirtschaftsverkehr erforderlich ist; 

die übermittelten Informationen dürfen, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nur 

für den Zweck verwendet werden, zu dem sie übermittelt worden sind. 
 

(2) Die Beauftragten der Aufsichtsbehörde und die von ihr nach § 20 zugezogenen Sach-

verständigen oder die Beauftragten anderer zugezogener Behörden sind befugt, Orte, an 
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denen sich radioaktive Stoffe, Anlagen der in den §§ 7 und 11 Abs. 1 Nr. 2 bezeichneten Art 

oder Anlagen, Geräte und Vorrichtungen der in § 11 Abs. 1 Nr. 3 bezeichneten Art befinden 

oder an denen hiervon herrührende Strahlen wirken, oder Orte, für die diese Voraussetzun-

gen den Umständen nach anzunehmen sind, jederzeit zu betreten und dort alle Prüfungen 

anzustellen, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendig sind. Sie können hierbei von den 

verantwortlichen oder dort beschäftigten Personen die erforderlichen Auskünfte verlangen. 

Im übrigen gilt § 36 des Produktsicherheitsgesetzes entsprechend. Das Grundrecht des Ar-

tikels 13 des Grundgesetzes über die Unverletzlichkeit der Wohnung wird eingeschränkt, 

soweit es diesen Befugnissen entgegensteht. 
 

(3) Die Aufsichtsbehörde kann anordnen, daß ein Zustand beseitigt wird, der den Vorschrif-

ten dieses Gesetzes oder der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, 

den Bestimmungen des Bescheids über die Genehmigung oder allgemeine Zulassung oder 

einer nachträglich angeordneten Auflage widerspricht oder aus dem sich durch die Wirkung 

ionisierender Strahlen Gefahren für Leben, Gesundheit oder Sachgüter ergeben können. 

Sie kann insbesondere anordnen,  

1. daß und welche Schutzmaßnahmen zu treffen sind, 
 

2. daß radioaktive Stoffe bei einer von ihr bestimmten Stelle aufbewahrt oder verwahrt wer-

den, 
 

3. daß der Umgang mit radioaktiven Stoffen, die Errichtung und der Betrieb von Anlagen der 

in den §§ 7 und 11 Abs. 1 Nr. 2 bezeichneten Art sowie der Umgang mit Anlagen, Geräten 

und Vorrichtungen der in § 11 Abs. 1 Nr. 3 bezeichneten Art einstweilen oder, wenn eine 

erforderliche Genehmigung nicht erteilt oder rechtskräftig widerrufen ist, endgültig einge-

stellt wird. 
 

(4) Die Aufsichtsbefugnisse nach anderen Rechtsvorschriften und die sich aus den landes-

rechtlichen Vorschriften ergebenden allgemeinen Befugnisse bleiben unberührt. 
 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für Anlagen des Bundes nach § 9a Absatz 3 

Satz 1 und für die Schachtanlage Asse II. 

 

2. Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 

Schadensersatzpflicht (§ 823) 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Körper, die Gesundheit, die Freiheit, das 

Eigentum oder ein sonstiges Recht eines anderen widerrechtlich verletzt, ist dem anderen 

zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. 

(2) Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen ein den Schutz eines anderen 

bezweckendes Gesetz verstößt. Ist nach dem Inhalt des Gesetzes ein Verstoß gegen dieses 

auch ohne Verschulden möglich, so tritt die Ersatzpflicht nur im Falle des Verschuldens ein. 

 


